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Anhang für das Geschäftsjahr 2022 

Allgemeine Angaben 

Die Kreissparkasse Göppingen hat ihren Jahresabschluss nach den Vorschriften des Handels-

gesetzbuches (HGB) und der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und 

Finanzdienstleistungsinstitute (RechKredV) und des Pfandbriefgesetzes aufgestellt. 

 

Eine Konsolidierung der Tochterunternehmen der Sparkasse wäre für die Verpflichtung, ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage des Konzerns zu vermitteln, von untergeordneter Bedeutung, da die Vermögenswerte 

aller Tochterunternehmen in Relation zur Bilanzsumme der Sparkasse und die Jahresergeb-

nisse im Verhältnis zu den GV-Posten der Sparkasse unwesentlich sind. Die Sparkasse hat 

daher in Anwendung von § 296 Abs. 2 HGB auf die Aufstellung eines Konzernabschlusses ver-

zichtet. 

 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Forderungen an Kunden und Kreditinstitute (einschließlich Schuldscheine und Namensschuld-

verschreibungen) sind zum Nennwert bilanziert. Bei der Auszahlung von Darlehen einbehal-

tene Disagien und bezahlte Agien werden auf deren Laufzeit bzw. Festzinsbindungsdauer 

verteilt. 

 

Die dem Anlagevermögen zugeordneten Schuldscheine mit zusätzlichen sonstigen Preis- 

risiken haben wir mit den Anschaffungskosten angesetzt. 

 

Für erkennbare Ausfallrisiken haben wir in Höhe des zu erwartenden Ausfalls Einzelwertberich-

tigungen vorgenommen. Das latente Kreditrisiko ist durch eine Pauschalwertberichtigung 

abgeschirmt. 

 

Die bisherige Berechnung (auf Basis modifizierter steuerlicher Vorgaben) wurde durch die 

erstmalige verpflichtende Anwendung der Grundsätze des IDW RS BFA 7 ersetzt. Hierbei wurde 

das Bewertungsvereinfachungsverfahren angewandt und der erwartete Verlust über einen Be-

trachtungszeitraum von zwölf Monaten angesetzt. Die Berechnung des erwarteten Verlusts er-

folgt mit der Anwendung, die in der internen Steuerung eingesetzt wird. Die Voraussetzungen 

für die Anwendung des vereinfachten Bewertungsverfahrens sind nach dem Ergebnis unserer 

Analysen gegeben. Durch die Änderung ergab sich eine um 966 TEUR höhere Pauschalwertbe-

richtigung. Für die besonderen Risiken des Geschäftszweiges der Kreditinstitute wurde zusätz-

lich Vorsorge getroffen. 
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Die Wertpapiere der Liquiditätsreserve werden zu den Anschaffungskosten bzw. niedrigeren 

Kurswerten oder den niedrigeren beizulegenden Werten bilanziert (strenges Niederstwert-

prinzip). Die Wertpapiere des Anlagevermögens werden teilweise im Rahmen des gemilderten 

Niederstwertprinzips zu den über den Zeitwerten liegenden (ggfs. fortgeführten) Anschaf-

fungskosten bzw. den Buchwerten des Vorjahres angesetzt. 

 

Für die Ermittlung des Bewertungskurses haben wir die Wertpapiere daraufhin untersucht, ob 

zum Bilanzstichtag ein aktiver Markt vorliegt. Für die Abgrenzung, ob ein aktiver Markt vorliegt, 

haben wir die Kriterien zugrunde gelegt, die in der MiFID II (Markets in Financial Instruments 

Directive - Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014) für die Abgrenzung eines liquiden von einem illiquiden Markt festgelegt wurden. 

In den Fällen, in denen wir insoweit nicht von einem aktiven Markt ausgehen konnten, haben 

wir die Bewertung anhand von gerechneten Kursen des kursversorgenden Systems vorgenom-

men, denen unter Verwendung laufzeit- und risikoadäquater Zinssätze ein Discounted Cash-

flow-Modell zugrunde liegt. 

 

Die Beteiligungen einschließlich der unter Bilanzposten Aktiva 6 ausgewiesenen Anteile an 

Investmentvermögen und Anteile an verbundenen Unternehmen wurden nach dem strengen 

Niederstwertprinzip bewertet bzw. mit den Anschaffungskosten angesetzt. Bei einem Fonds 

(Buchwert 27,9 Mio EUR) in Aktiva 6 wurde der Net-Asset-Value zugrunde gelegt. Wir haben 

drei verbundene Unternehmen (Immobiliengesellschaften) in Anlehnung an die Grundsätze 

zur Unternehmensbewertung bewertet. Die Bewertung erfolgte zum strengen Niederstwert-

prinzip. 

�

Die immateriellen Anlagewerte und das Sachanlagevermögen werden mit Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen entsprechend der voraus-

sichtlichen Nutzungsdauer in Anlehnung an die steuerlichen Abschreibungstabellen, 

bilanziert. Außerplanmäßige Abschreibungen werden bei voraussichtlich dauernder Wert- 

minderung vorgenommen. Aus Vereinfachungsgründen werden bei den Sachanlagen in Anleh-

nung an die steuerlichen Regelungen Vermögensgegenstände von geringem Wert (bis 

250 EUR) sofort als Sachaufwand erfasst und geringwertige Vermögensgegenstände 

(bis 1.000 EUR) in einen Sammelposten eingestellt und linear über einen Zeitraum von fünf 

Jahren abgeschrieben. 

 

Die in den Sonstigen Vermögensgegenständen enthaltenen Forderungen und Vermögens-

werte wurden mit dem Niederstwert bewertet. 

 

Die Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. Der Unterschied zwischen 

Erfüllungs- und Ausgabebetrag wird unter den Rechnungsabgrenzungen ausgewiesen. 
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Die Rückstellungen wurden in Höhe des Erfüllungsbetrags angesetzt, der nach vernünftiger 

kaufmännischer Beurteilung notwendig ist; sie berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und 

ungewissen Verpflichtungen. 

 

Die Pensionsrückstellungen wurden unter Anwendung versicherungsmathematischer Grund-

sätze mit dem Anwartschaftsbarwertverfahren unter Zugrundelegung der Richttafeln Heubeck 

2018 G ermittelt. Für die Abzinsung wurde der sich aus den vergangenen zehn Geschäftsjahren 

ergebende durchschnittliche Marktzinssatz von 1,79 % bei einer pauschal angenommenen 

Restlaufzeit von 15 Jahren verwendet. Die Erfolge aus der Änderung des Abzinsungssatzes seit 

dem letzten Abschlussstichtag wurden im Zinsergebnis ausgewiesen. Bei der Berechnung 

wurden jährlich Lohn- und Gehaltssteigerungen von 3,0 % (Vorjahr 2,5%) und ein Rententrend 

von jährlich 2,5 % (Vorjahr 2,0 %) berücksichtigt; aufgrund der Änderung dieser Parameter 

ergab sich ein Zuführungsbetrag von 1.633 TEUR. Einen Fluktuationsabschlag haben wir wei-

terhin nicht angesetzt. Aus der Berechnung der Rückstellungen mit dem durchschnittlichen 

Marktzinssatz der vergangenen zehn Geschäftsjahre und der vergangenen sieben Geschäfts-

jahre ergibt sich ein Unterschiedsbetrag von 1.295 TEUR. Eine Ausschüttungssperre gemäß 

§ 253 Abs. 6 HGB besteht nicht, da die Sicherheitsrücklage in Vorjahren bereits in entsprechen-

der Höhe dotiert wurde. 

 

Sparkassen haben ihren Arbeitnehmern Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nach 

Maßgabe des „Tarifvertrags über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffent-

lichen Dienstes - Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K)“ zugesagt. Um den anspruchsberech-

tigten Mitarbeitern die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung gemäß ATV-K zu 

verschaffen, ist die Sparkasse Mitglied in der Zusatzversorgungskasse des Kommunalen 

Versorgungsverbands Baden-Württemberg (ZVK). Die ZVK finanziert die Versorgungsver-

pflichtungen im Umlage- und Kapitaldeckungsverfahren (Hybridfinanzierung). Hierbei werden 

im Rahmen eines Abschnittdeckungsverfahrens ein Umlagesatz und ein Zusatzbeitrag be- 

zogen auf die zusatzversorgungspflichtigen Entgelte der versicherten Beschäftigten ermittelt. 

Aus den Zusatzbeiträgen wird gemäß § 64 ZVK-Satzung innerhalb des Vermögens der ZVK ein 

separater Kapitalstock aufgebaut. Die ZVK erhebt zusätzlich zur Deckung der im ehemaligen 

Gesamtversorgungssystem entstandenen Versorgungsansprüche ein Sanierungsgeld. Der 

Rechtsanspruch der versorgungsberechtigten Mitarbeiter zur Erfüllung des Leistungsan-

spruchs gemäß ATV-K richtet sich gegen die ZVK, während die Verpflichtung der Sparkasse 

ausschließlich darin besteht, der ZVK im Rahmen des mit ihr begründeten Mitgliedschaftsver-

hältnisses die erforderlichen, satzungsmäßig geforderten Finanzierungsmittel zur Verfügung 

zu stellen. Nach der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) in seinem Rechnungslegungs-

standard IDW RS HFA 30 n. F. vertretenen Rechtsauffassung begründet die Durchführung der 

betrieblichen Altersversorgung bei einem externen Versorgungsträger wie der ZVK handels-

rechtlich eine mittelbare Versorgungsverpflichtung. Die ZVK hat im Auftrag der Sparkasse den 

nach Rechtsauffassung des IDW (vgl. IDW RS HFA 30 n. F.) zu ermittelnden Barwert der auf die 
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Sparkasse im umlagefinanzierten Abrechnungsverband entfallenden Leistungsverpflichtung 

zum 31. Dezember 2022 ermittelt. Unabhängig davon, dass es sich bei dem Kassenvermögen 

um Kollektivvermögen aller Mitglieder des umlagefinanzierten Abrechnungsverbandes 

handelt, ist es gemäß IDW RS HFA 30 n. F. für Zwecke der Angaben im Anhang nach Art. 28 

Abs. 2 EGHGB anteilig in Abzug zu bringen. Auf dieser Basis beläuft sich der gemäß Art. 28 

Abs. 2 EGHGB anzugebende Betrag auf 106.019 TEUR. Der Barwert der auf die Sparkasse ent-

fallenden Leistungsverpflichtung wurde in Anlehnung an die versicherungsmathematischen 

Grundsätze und Methoden (Anwartschaftsbarwertverfahren), die auch für unmittelbare 

Pensionsverpflichtungen angewendet wurden, unter Berücksichtigung einer gemäß Satzung 

der ZVK unterstellten jährlichen Rentensteigung von 1,0 % und unter Anwendung der 

Heubeck-Richttafeln RT 2005 G ermittelt (in einer an den Bestand der ZVK angepassten 

Modifikation). Als Diskontierungszinssatz wurde gemäß § 253 Abs. 2 Satz 2 HGB i. V. m. der 

Rückstellungsabzinsungsverordnung der auf Basis der vergangenen zehn Jahre ermittelte 

durchschnittliche Marktzinssatz von 1,78 % verwendet, der sich bei einer pauschal angenom-

menen Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt. Da es sich nicht um ein endgehaltbezogenes Versor-

gungssystem handelt, sind erwartete Gehaltssteigerungen nicht zu berücksichtigen. Die Daten 

zum Versichertenbestand der Versorgungseinrichtung per 31. Dezember  2022 liegen derzeit 

noch nicht vor, sodass auf den Versichertenbestand per 31. Dezember 2021 abgestellt wurde. 

Der gemäß Art. 28 Abs. 2 EGHGB anzugebende Betrag bezieht sich auf die Einstandspflicht der 

Sparkasse gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG, bei der die Sparkasse für die Erfüllung der zuge-

sagten Leistung einzustehen hat (Subsidiärhaftung), sofern die ZVK die vereinbarten Leistun-

gen nicht erbringt. Hierfür liegen gemäß der Einschätzung des verantwortlichen Aktuars im 

Aktuar-Gutachten 2022 für die Sparkasse keine Anhaltspunkte vor. Vielmehr bestätigt der ver-

antwortliche Aktuar der ZVK in diesem Gutachten die Angemessenheit der rechnungsmäßigen 

Annahmen zur Ermittlung des Finanzierungssatzes und bestätigt auf Basis des versicherungs-

mathematischen Äquivalenzprinzips die dauernde Erfüllbarkeit der Leistungsverpflichtungen 

der ZVK. 

 

Bezüglich der als wesentlich einzuordnenden, bei den sonstigen Rückstellungen (Passiv- 

posten 7c) ausgewiesenen Rückstellungen ergeben sich folgende ergänzende Hinweise: 

 

Bei der Ermittlung der im Zusammenhang mit der Rückstellungsbewertung entstehenden Auf-

wendungen und Erträge wird davon ausgegangen, dass die Änderung des Abzinsungssatzes 

zum Beginn der Periode eingetreten ist. Erfolge aus der Änderung des Abzinsungssatzes oder 

der Restlaufzeit werden bei den nicht aus dem klassischen Bankgeschäft resultierenden Rück-

stellungen für Altersteilzeit einheitlich im Finanzergebnis ausgewiesen. 

 

Die Rückstellungen für Altersteilzeit werden auch bei einer Restlaufzeit von weniger als einem 

Jahr abgezinst. Bei der Berechnung wurde ein Gehaltstrend von 3,0 % zugrunde gelegt. Ein 

Fluktuationsabschlag wurde nicht angesetzt. 
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Die Rückstellungen für offene Kreditlinien werden nicht abgezinst, da wir von einer Inan-

spruchnahme während des nächsten Jahres ausgehen. Das akute Ausfallrisiko haben wir vor-

sichtig geschätzt. 

 

Für die vom BGH-Urteil vom 6. Oktober 2021 zur Wirksamkeit von Zinsänderungsklauseln bei 

Prämiensparverträgen mittelbar betroffenen Sparverträge haben wir für mögliche Zinsan-

sprüche der Kunden Rückstellungen gebildet. Dabei haben wir im Rahmen einer vernünftigen 

kaufmännischen Beurteilung unter Berücksichtigung bisheriger und erwarteter Kunden- 

reaktionen die Wahrscheinlichkeit eingeschätzt, dass Ansprüche geltend gemacht werden. 

Den Referenzzinssatz, der einen wesentlichen Parameter für die Bewertung der Rückstellun-

gen darstellt, haben wir aufgrund der derzeit noch ungeklärten Rechtslage für Zwecke der 

Bewertung der Rückstellungen unter Berücksichtigung des handelsrechtlichen Vorsichts- 

prinzips festgelegt. Darüber hinaus wurden bei der Berechnung der Rückstellungen hinsicht-

lich der konkreten einzelnen Vertragsverläufe vereinfachte Annahmen berücksichtigt. Eine Ab-

zinsung erfolgt nicht, da wir von einer Inanspruchnahme während des nächsten Jahres 

ausgehen. 

 

Nach IDW RS BFA 3 n. F. sind die zinsbezogenen Instrumente des Bankbuchs (Zinsbuch) einer 

verlustfreien Bewertung zu unterziehen. Zu diesem Zweck werden die zinsbezogenen Ver- 

mögensgegenstände und Schulden sowie derivative Finanzinstrumente (insbesondere Zins-

Swaps) des Bankbuchs einem Saldierungsbereich zugeordnet. Für diesen ist unter Berücksich-

tigung von voraussichtlich zur Bewirtschaftung des Bankbuchs erforderlichen Aufwendungen 

(Refinanzierungs-, Risiko- und Verwaltungskosten) zu prüfen, ob aus den noch zu erwartenden 

Zahlungsströmen bis zur vollständigen Abwicklung des Bestands ein Verlust droht. Die 

Sparkasse wendet die barwertige Berechnungsmethode an. Der Barwert ergibt sich aus den 

zum Abschlussstichtag abgezinsten Zahlungsströmen des Bankbuchs. Betrags- und Lauf-

zeitinkongruenzen sind mittels fiktiver Geschäfte zu schließen. Auf der Passivseite ist dabei 

der angenommene individuelle Refinanzierungsaufschlag der Sparkasse zu berücksichtigen. 

Die künftigen für die vollständige Abwicklung des Bankbuchs benötigten Verwaltungskosten 

wurden aus statistischen Daten abgeleitet. Der ermittelte Verwaltungskostensatz wurde auch 

für den Einbezug sogenannter Overheadkosten berücksichtigt. Weiterhin wurden Gebühren 

und Provisionserträge, die direkt aus den Zinsprodukten resultieren, im Rahmen der verlust-

freien Ermittlung des Bankbuchs berücksichtigt. Zum Bilanzstichtag ergibt sich kein Verpflich-

tungsüberschuss. 

 

Die strukturierten Produkte (Festzinsdarlehen mit späterer Darlehensvalutierung (Forward-

Darlehen), variable Darlehen mit Zinsuntergrenze, Anleihen mit Kündigungsrechten) wurden 

unter Berücksichtigung des IDW RS HFA 22 einheitlich (ohne Abspaltung der Nebenrechte) 

bilanziert. Die Produkte Kredithandelstransaktionen SKB XV, XVI , XVII, XVIII, XIX wurden unter 

Abspaltung der Nebenrechte bilanziert und ggf. bewertet. Die als „erhaltene“ Kreditsicherheit 
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behandelten Credit Default Swaps werden nicht eigenständig bilanziert, sondern bei der 

Bewertung der besicherten Forderung berücksichtigt. Die übernommenen Adressenausfall- 

risiken aus Credit Linked Notes, die als „gestellte“ Kreditsicherheiten behandelt werden, 

wurden nach IDW RS BFA 1 als Eventualverbindlichkeiten ausgewiesen. Für akute Ausfallrisiken 

wurde eine Rückstellung gebildet. 

 

Die übernommenen Adressenausfallrisiken aus Credit Default Swaps wurden nach IDW RS 

BFA 1 als Eventualverbindlichkeiten ausgewiesen. 

 

Die zur Steuerung von Zinsänderungsrisiken abgeschlossenen Zinsswapgeschäfte wurden in 

die verlustfreie Bewertung der zinsbezogenen Geschäfte des Bankbuchs (Zinsbuchs) einbezogen 

und waren somit nicht gesondert zu bewerten. 

 

Das Währungsrisiko wird über eine Währungsgesamtposition je Währung als Einheit ge- 

steuert. In diese werden je Währung die einzelnen Fremdwährungsforderungen und  

-verbindlichkeiten, Devisentermingeschäfte sowie Kassageschäfte eingestellt. Eine besondere 

Deckung gemäß § 340h HGB wird in Höhe der sich hierbei betragsmäßig ausgleichenden Posi-

tionen je Währung angenommen. Daneben bestehen geringfügige offene Positionen. 

 

Die Umrechnung der auf fremde Währung lautenden Bilanzposten und der am Bilanzstichtag 

nicht abgewickelten Kassageschäfte erfolgte mit dem Kassamittelkurs. Nicht abgewickelte 

Termingeschäfte wurden zu einheitlichen Kursen umgerechnet. Devisentermingeschäfte, die 

zur Absicherung von zinstragenden Bilanzpositionen abgeschlossen wurden, wurden mit dem 

Kassakurs umgerechnet; der Swapsatz wurde zeitanteilig abgegrenzt. 

 

Die Aufwendungen aus der Währungsumrechnung wurden in der Gewinn- und Verlustrech-

nung berücksichtigt. Die Erträge aus der Umrechnung besonders gedeckter Geschäfte sowie 

aus offenen Positionen mit Restlaufzeiten bis zu einem Jahr wurden ebenfalls erfolgswirksam 

vereinnahmt.  

 

Der Ausweis der Aufwendungen und Erträge aus der Währungsumrechnung erfolgte saldiert je 

Währung im sonstigen betrieblichen Ergebnis. �  
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Erläuterungen zur Jahresbilanz 

Die Kreissparkasse Göppingen hat im Geschäftsjahr 2022 eine weitere Pfandbriefemission 

nach dem Pfandbriefgesetz (PfandBG) durchgeführt. Es wurde ein Hypothekenpfandbrief mit 

einem Nominalwert von 10,0 Mio. EUR platziert. Hypothekenpfandbriefe mit einem 

Nominalwert von 30,0 Mio. EUR waren fällig. Informationen zur Pfandbriefdeckungsmasse ge-

mäß § 28 PfandBG werden vierteljährlich auf der Homepage veröffentlicht und sind im Anhang 

abgebildet.  

 

Nachfolgend sind die Posten der Bilanz gemäß den Vorschriften für die Formblätter von Pfand-

briefbanken aufgegliedert. Da die Kreissparkasse Göppingen das Pfandbriefgeschäft nicht 

schwerpunktmäßig betreibt, wurden die Untergliederungen aus Gründen der Klarheit und 

Übersichtlichkeit in den Anhang übernommen. Aus den gleichen Gründen haben wir nur die 

Posten zusätzlich untergliedert, die Pfandbriefe enthalten. 

 

Die nachfolgend angegebenen Zahlenwerte beruhen jeweils auf kaufmännisch exakten 

Rundungen. Die ausgewiesenen Summen können daher von den bei Summierung der Einzel-

werte sich ergebenden Ergebnissen geringfügig abweichen. 

 
Untergliederung von Posten der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung aufgrund 

des Pfandbriefgeschäftes 

 31.12.2022 31.12.2021 

 EUR TEUR 

Aktiva 3 Forderungen an Kreditinstitute 

a) Hypothekendarlehen 1.277.389,38   2.908 

b) Kommunalkredite 175.120.712,47  69.672 

c) andere Forderungen 8.250.667,54  21.023 

   184.648.769,39   93.602 

   darunter:       

   täglich fällig   3.219.565,21 2.010 

   gegen Beleihung von Wertpapieren   0,00 0 

Aktiva 4 Forderungen an Kunden 

a) Hypothekendarlehen 1.664.581.683,89  1.629.921 

b) Kommunalkredite 197.362.322,47  169.207 

c) andere Forderungen 2.349.462.920,92  2.149.052 

  � 4.211.406.927,28 3.948.181 

   darunter:     

   gegen Beleihung von Wertpapieren  0,00 0 

Aktiva 14 Rechnungsabgrenzungsposten 

a) aus dem Emissions- und Darlehens- 
    geschäft 

312.802,08  564 

b) andere 1.415.895,39  1.586 

   1.728.697,47 2.150 
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  31.12.2022 31.12.2021 

  EUR TEUR 

Passiva 1 Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

a) begebene Hypotheken- 
    Namenspfandbriefe 30.108.099,17  30.108 

b) begebene öffentliche Namenspfand- 
    briefe 0,00  0 

c) andere Verbindlichkeiten 681.311.548,38  614.635 

   711.419.647,55 644.743 

     darunter:    

     täglich fällig  9.349.898,24 10.143 

     Zur Sicherstellung aufgenommener 
     Darlehen an den Darlehensgeber 
     ausgehändigte Hypotheken- 
     Namenspfandbriefe   0,00 0 

     und öffentliche Namenspfandbriefe  0,00 0 

Passiva 2 Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

a) begebene Hypotheken- 
     Namenspfandbriefe 40.259.698,64  40.260 

b) begebene öffentliche  
     Namenspfandbriefe 10.020.444,93  10.020 

c) Spareinlagen    

    ca) mit vereinbarter Kündigungsfrist 
           von drei Monaten 581.620.285,01  620.715 

    cb) mit vereinbarter Kündigungsfrist 
           von mehr als drei Monaten 436.747.981,95  476.941 

 
d) andere Verbindlichkeiten 3.332.687.289,16  3.357.371 

  4.401.335.699,69 4.505.308 

     darunter:    

     täglich fällig  3.218.035.407,54 3.347.770 

     Zur Sicherstellung aufgenommener 
     Darlehen an den Darlehensgeber 
     ausgehändigte Hypotheken- 
     Namenspfandbriefe   0,00 0 

     und öffentliche Namenspfandbriefe  0,00 0 

Passiva 3 Verbriefte Verbindlichkeiten 

a) begebene 
    Schuldverschreibungen     

aa) Hypothekenpfandbriefe 266.532.520,54  286.418 

ab) öffentliche Pfandbriefe 35.151.226,03  35.151 

ac) sonstige 
       Schuldverschreibungen 59.190.379,17  69.852 

   360.874.125,74 391.421 

Passiva 6 Rechnungsabgrenzungsposten 

a) aus dem Emissions- und    
     Darlehensgeschäft 601.997,45  563 

b) andere 1.329.477,65  1.535 

   1.931.475,10 2.098 

�  
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Zusatzangaben nach § 35 RechKredV 

Die im Deckungsregister aufgeführten Realdarlehen in Höhe von 668,1 Mio. EUR sowie die im 

Deckungsregister aufgeführten Kommunaldarlehen in Höhe von 66,6 Mio. EUR werden in der 

Bilanz unter den Forderungen an Kunden ausgewiesen. Die Wertpapiere zur Deckung der 

Hypothekenpfandbriefe in Höhe von 28,1 Mio. EUR bzw. öffentlichen Pfandbriefe in Höhe von 

12,0 Mio. EUR finden sich in der Bilanz unter der Position Aktiva 5 Schuldverschreibungen und 

andere festverzinsliche Wertpapiere. 

 

Die Angaben nach den Transparenzvorschriften des § 28 PfandBG stellen sich wie folgt dar: 

  

a) Hypothekenpfandbriefe 

�
Angaben zur nominalen und barwertigen Deckung (§ 28 Abs. 1 Nr. 1 und 3 PfandBG) 

�
in Mio. EUR Nennwert Barwert Risikobarwert 

inkl. Währungsstress1 

31.12.22 31.12.21 31.12.22 31.12.21 31.12.22 31.12.21 

Umlauf Pfandbriefe 335,0 355,0 313,2 369,3 289,7 335,4 

Deckungsmasse 696,2 706,2 648,9 768,3 575,0 671,6 

Überdeckung 361,2 351,2 335,7 399,0 285,3 336,2 

Gesetzliche Überde-

ckung2 

13,1 - 12,5 - 11,6 - 

Vertragliche Überde-

ckung 

0,0 - 0,0 - 0,0 - 

Freiwillige Überdeckung 348,1 - 323,2 - 273,7 - 

�
Im Umlauf der Pfandbriefe und in der Deckungsmasse befinden sich keine Derivate. 
�
�
� �

��������������������������������������������
���statisches Verfahren gemäß PfandBarwertV 
2  Die gesetzliche Überdeckungserfordernis umfasst sowohl die barwertig sichernde Überdeckung gemäß § 4 (1) PfandBG als auch 

die nennwertig sichernde Überdeckung gemäß § 4 (2) PfandBG.�
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Angabe der internationalen Wertpapierkennnummer (§ 28 Abs. 1 Nr. 2 PfandBG) 

�
Pfandbriefgattung (nur Inhaberpfandbriefe) 

ISIN 
31.12.2022 

Mio. EUR 
31.12.20211 

Mio. EUR 

DE000412T457 50,0 - 
DE000A11QDR6 40,0 - 
DE000A161804 50,0 - 
DE000A255CS8 25,0 - 
DE000A2E4X63 10,0 - 
DE000A2E4X71 10,0 - 
DE000A2E4X89 10,0 - 
DE000A2E4X97 10,0 - 
DE000A2G9JB6 20,0 - 
DE000A2G9JC4 10,0 - 
DE000A2G9JD2 10,0 - 
DE000A2LQ5K8 10,0 - 
DE000A30KVZ4 10,0 - 
�

 

Angaben zur Laufzeitstruktur, Zinsbindungsfrist sowie Fälligkeitsverschiebung (§ 28 Abs. 

1 Nr. 4 und 5 PfandBG) 

�
Laufzeit bzw. Zinsbin-

dungsfrist 

Umlauf Pfandbriefe 

Mio. EUR 

Deckungsmasse 

Mio. EUR 

Fälligkeits- 

verschiebung2 

Mio. EUR 

31.12.22 31.12.21 31.12.22 31.12.21 31.12.22 31.12.21 

bis zu 6 Monaten 10,0 10,0 68,8 82,6 0,0 - 

mehr als 6 Monate bis 

zu 12 Monaten 

20,0 20,0 13,5 21,2 0,0 - 

mehr als 12 Monate bis 

zu 18 Monaten 

40,0 10,0 26,8 25,7 10,0 - 

mehr als 18 Monate bis 

zu 2 Jahren 

50,0 20,0 31,2 20,6 20,0 - 

mehr als 2 Jahre bis zu 

3 Jahren 

50,0 90,0 77,7 55,2 90,0 - 

mehr als 3 Jahre bis zu 

4 Jahren 

30,0 50,0 70,1 87,3 50,0 - 

mehr als 4 Jahre bis zu 

5 Jahren 

50,0 30,0 60,9 76,8 30,0 - 

mehr als 5 Jahre bis zu 

10 Jahren 

85,0 125,0 217,2 232,7 135,0 - 

über 10 Jahre 0,0 0,0 130,0 104,1 0,0 - 

� �

��������������������������������������������
�
�Die Vorjahresdaten werden gemäß § 55 PfandBG erst ab Q3 2023 veröffentlicht.�

2  Auswirkungen einer Fälligkeitsverschiebung auf die Laufzeitenstruktur der Pfandbriefe / Verschiebungsszenario: 12 Monate��
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§ 30 Abs. 2a PfandBG 31.12.22 31.12.21 

Voraussetzungen für die Ver-

schiebung der Fälligkeit 

Das Hinausschieben der Fälligkeit 

ist erforderlich, um die Zahlungs-

unfähigkeit der Pfandbriefbank mit 

beschränkter Geschäftstätigkeit zu 

vermeiden (Verhinderung der Zah-

lungsunfähigkeit), die Pfandbrief-

bank mit beschränkter 

Geschäftstätigkeit ist nicht über-

schuldet (keine bestehende Über-

schuldung) und es besteht Grund 

zu der Annahme, dass die Pfand-

briefbank mit beschränkter Ge-

schäftstätigkeit jedenfalls nach 

Ablauf des größtmöglichen Ver-

schiebungszeitraums unter Be-

rücksichtigung weiterer 

Verschiebungsmöglichkeiten ihre 

dann fälligen Verbindlichkeiten er-

füllen kann (positive Erfüllungs-

prognose). Siehe ergänzend auch § 

30 Absatz 2b PfandBG. 

- 

Befugnisse des Sachwalters 

bei Verschiebung der Fällig-

keit 

Der Sachwalter kann die Fälligkei-

ten der Tilgungszahlungen ver-

schieben, wenn die maßgeblichen 

Voraussetzungen nach § 30 Abs. 

2b PfandBG hierfür erfüllt sind. Die 

Verschiebungsdauer, welche einen 

Zeitraum von 12 Monaten nicht 

überschreiten darf, bestimmt der 

Sachwalter entsprechend der Erfor-

derlichkeit.  

 

Der Sachwalter kann die Fälligkei-

ten von Tilgungs- und Zinszahlun-

gen, die innerhalb eines Monats 

nach seiner Ernennung fällig wer-

den, auf das Ende dieses Monats-

zeitraums verschieben. 

Entscheidet sich der Sachwalter für 

eine solche Verschiebung, wird das 

Vorliegen der Voraussetzungen 

nach § 30 Abs. 2b PfandBG unwi-

derlegbar vermutet. Eine solche 

Verschiebung ist im Rahmen der 

Höchstverschiebungsdauer von 12 

Monaten zu berücksichtigen. 

- 
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§ 30 Abs. 2a PfandBG 31.12.22 31.12.21 

 Der Sachwalter darf von seiner Be-

fugnis für sämtliche Pfandbriefe ei-

ner Emission nur einheitlich 

Gebrauch machen. Hierbei dürfen 

die Fälligkeiten vollständig oder 

anteilig verschoben werden. Der 

Sachwalter hat die Fälligkeit für 

eine Pfandbriefemission so zu ver-

schieben, dass die ursprüngliche 

Reihenfolge der Bedienung der 

Pfandbriefe, welche durch die Ver-

schiebung überholt werden könn-

ten, nicht geändert wird 

(Überholverbot). Dies kann dazu 

führen, dass auch die Fälligkeiten 

später fällig werdender Emissionen 

zu verschieben sind, um das Über-

holverbot zu wahren. Siehe ergän-

zend auch § 30 Absatz 2a und 2b 

PfandBG. 

 

 

�
Liquiditätskennzahlen (§ 28 Abs. 1 Nr. 6 PfandBG) 

�
 31.12.22 31.12.21 

Absolutbetrag der von null verschiedenen größten sich ergebenden negati-

ven Summe in den nächsten 180 Tagen i. S. d. § 4 Abs. 1a Satz 3 für die 

Pfandbriefe in Mio. EUR 

5,8 - 

Tag, an dem sich die größte negative Summe ergibt in Tagen 86 - 

Gesamtbetrag der Deckungswerte, welche die Anforderungen von § 4 

Abs. 1a Satz 3 PfandBG erfüllen in Mio. EUR 

27,5 - 

 

�
Weitere Deckungswerte (§ 28 Abs. 1 Nr. 8 bis 15 PfandBG) 

�
 31.12.22 31.12.21 

Sichernde Überdeckung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 PfandBG (barwertige Über- 

deckung) in Mio. EUR 

28,1 29,1 

davon im Inland in Mio. EUR 28,1 29,1 

davon in Österreich in Mio. EUR 0,0 0,0 

davon EU-Institutionen in Mio. EUR 0,0 0,0 

 

�
Das Wahlrecht nach § 19 PfandBG wird in unserem Haus nicht ausgeübt. 
�  
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 Mio. EUR 

31.12.22 31.12.21 

Überschreitungsbetrag hypothekarischer Deckung in Staaten, bei denen 

das Pfandbriefgläubigervorrecht nicht sichergestellt ist (§ 13 Abs. 1 

PfandBG ) 

0,0 0,0 

�
�

 in % 

31.12.22 31.12.21 

Prozentualer Anteil festverzinslicher Deckungswerte an der Deckungsmasse 93,14 90,24 

Prozentualer Anteil festverzinslicher Pfandbriefe an den zu deckenden  

Verbindlichkeiten 

100,00 100,00 

 

 

 in % 

31.12.22 31.12.21 

Anteil der rückständigen Deckungswerte gemäß Art. 178 Absatz 1 der Ver-

ordnung (EU) Nr. 575/2013 

0,0 0,0 

�
In den Deckungswerten sind keine Fremdwährungen enthalten. Angaben nach § 28 Abs. 1 
Nr. 14 PfandBG waren nicht erforderlich. 
 
 
Zusammensetzung der Deckungsmasse (§ 28 Abs. 2 Nr. 1 PfandBG) 

�
Gesamtbetrag der zur Deckung verwendeten 
Forderungen 

Mio. EUR 

31.12.22 31.12.21 
nach Größenklassen   

bis zu 300 TEUR 523,4 511,2 

mehr als 300 TEUR bis zu 1 Mio. EUR 64,1 63,3 

mehr als 1 Mio. EUR bis zu 10 Mio. EUR 80,6 102,6 

mehr als 10 Mio. EUR 0,0 0,0 
nach Nutzungsart (I) in Deutschland   

wohnwirtschaftlich 557,6 557,9 

gewerblich 110,5       119,3 
nach Nutzungsart (II) in Deutschland   

Eigentumswohnungen 155,8 137,6 

Ein- und Zweifamilienhäuser 345,5 350,1 

Mehrfamilienhäuser 54,6 59,2 

Bürogebäude 0,0 0,0 

Handelsgebäude 20,8 23,8 

Industriegebäude 31,1 36,6 

sonstige gewerblich genutzte Gebäude 58,4 67,9 

unfertige und noch nicht ertragsfähige Neubauten 0,0 0,0 

Bauplätze 1,8 1,8 
�

Außerhalb Deutschlands befinden sich keine Grundstückssicherheiten. 
�
�
� �
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Übersicht über rückständige Forderungen (§ 28 Abs. 2 Nr. 2 PfandBG) 

�
Verteilung nach Staaten in Mio. EUR mindestens 90 Tage 

rückständige  

Leistungen 

Forderungen mit  

mindestens 5 %  

Rückstandsbetrag 

31.12.22 31.12.21 31.12.22 31.12.21 

Deutschland 0,0 0,0 0,0 0,0 

Summe 0,0 0,0 0,0 0,0 
 

�
Durchschnittlicher gewichteter Beleihungsauslauf (§ 28 Abs. 2 Nr. 3 PfandBG) 

�
 in % 

31.12.22 31.12.21 

Durchschnittlicher gewichteter Beleihungsauslauf 56,02 56,15 
 

�
Gewichteter Durchschnitt der verstrichenen Laufzeit (§ 28 Abs. 2 Nr. 4 PfandBG) 

�
 Jahre 

31.12.22 31.12.21 

volumengewichteter Durchschnitt der seit Kreditvergabe verstrichenen 

Laufzeit für die zur Deckung nach § 12 Abs. 1 PfandBG verwendeten Forde-

rungen 

5,39 5,21 

�
�
Weitere Angaben (§ 28 Abs. 2 Nr. 5 PfandBG) 

�
 wohnwirtschaftlich gewerblich 

31.12.22 31.12.21 31.12.22 31.12.21 

Anzahl der am Abschlusstag anhängigen 

Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungs-

verfahren 

0 0 0 0 

Anzahl der im Geschäftsjahr durchgeführten 

Zwangsversteigerungen 

0 0 0 0 

Anzahl der im Geschäftsjahr zur Verhütung von 

Verlusten übernommenen Grundstücke 

0 0 0 0 

Gesamtbetrag der rückständigen Zinsen in EUR 0,00 0,00 0,00 0,00 
 

�
�  
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b) Öffentliche Pfandbriefe 
�
�
Die Angaben nach den Transparenzvorschriften des § 28 PfandBG stellen sich wie folgt dar: 

�
Angaben zur nominalen und barwertigen Deckung (§ 28 Abs. 1 Nr. 1 und 3 PfandBG) 

�
in Mio. EUR Nennwert Barwert Risikobarwert 

inkl. Währungs-

stress1 

31.12.22 31.12.212 31.12.22 31.12.21� 31.12.22 31.12.21� 

Umlauf Pfandbriefe 45,0 45,0 42,1 46,1 39,5 42,1 

Deckungsmasse 78,6 82,1 76,0 91,3 68,8 80,9 

Überdeckung 33,6 37,1 33,9 45,2 29,2 38,8 

Gesetzliche Überde-

ckung3 

1,8 - 1,7 - 1,6 - 

Vertragliche Überde-

ckung 

0,0 - 0,0 - 0,0 - 

Freiwillige Überde-

ckung 

31,8 - 32,2 - 27,6 - 

�
Im Umlauf der Pfandbriefe und in der Deckungsmasse befinden sich keine Derivate. 
�
�
Angabe der internationalen Wertpapierkennnummer (§ 28 Abs. 1 Nr. 2 PfandBG) 

 

Pfandbriefgattung (nur Inhaberpfandbriefe) 

ISIN 

31.12.2022 
in Mio EUR 

31.12.2021² 
in Mio EUR 

DE000A14J2J1 20,0 - 
DE000A255CT6 5,0 - 
DE000A2LQ5L6 10,0 - 

�
� �

��������������������������������������������
1  statisches Verfahren gemäß PfandBarwertV 
�
�Die Vorjahresdaten werden gemäß § 55 PfandBG erst ab Q3 2023 veröffentlicht.�

3  Die gesetzliche Überdeckungserfordernis umfasst sowohl die barwertig sichernde Überdeckung gemäß § 4 (1) PfandBG als auch 
die nennwertig sichernde Überdeckung gemäß § 4 (2) PfandBG. 
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Angaben zur Laufzeitstruktur, Zinsbindungsfrist sowie Fälligkeitsverschiebung (§ 28 Abs. 

1 Nr. 4 und 5 PfandBG) 

�
Laufzeit bzw. Zinsbin-

dungsfrist 

Umlauf Pfandbriefe 

Mio. EUR 

Deckungsmasse 

Mio. EUR 

Fälligkeits- 

verschiebung1 

Mio. EUR 

31.12.22 31.12.21 31.12.22 31.12.21 31.12.22 31.12.21 

bis zu 6 Monaten 10,0 0,0 5,8 2,6 0,0 0,0 

mehr als 6 Monate bis 

zu 12 Monaten 

0,0 0,0 5,1 2,1 0,0 0,0 

mehr als 12 Monate bis 

zu 18 Monaten 

0,0 10,0 3,0 3,7 10,0 0,0 

mehr als 18 Monate bis 

zu 2 Jahren 

0,0 0,0 2,5 5,5 0,0 0,0 

mehr als 2 Jahre bis zu 

3 Jahren 

20,0 0,0 10,5 5,7 0,0 0,0 

mehr als 3 Jahre bis zu 

4 Jahren 

0,0 20,0 2,4 10,7 20,0 0,0 

mehr als 4 Jahre bis zu 

5 Jahren 

5,0 0,0 1,9 2,7 0,0 0,0 

mehr als 5 Jahre bis zu 

10 Jahren 

10,0 15,0 34,9 31,3 15,0 0,0 

über 10 Jahre 0,0 0,0 12,6 17,7 0,0 0,0 
 
 

§ 30 Abs. 2a PfandBG 31.12.22 31.12.21 

Voraussetzungen für die Ver-

schiebung der Fälligkeit 

Das Hinausschieben der Fälligkeit 

ist erforderlich, um die Zahlungs-

unfähigkeit der Pfandbriefbank mit 

beschränkter Geschäftstätigkeit zu 

vermeiden (Verhinderung der Zah-

lungsunfähigkeit), die Pfandbrief-

bank mit beschränkter 

Geschäftstätigkeit ist nicht über-

schuldet (keine bestehende Über-

schuldung) und es besteht Grund 

zu der Annahme, dass die Pfand-

briefbank mit beschränkter Ge-

schäftstätigkeit jedenfalls nach 

Ablauf des größtmöglichen Ver-

schiebungszeitraums unter Be-

rücksichtigung weiterer 

Verschiebungsmöglichkeiten ihre 

dann fälligen Verbindlichkeiten er-

füllen kann (positive Erfüllungs-

prognose). Siehe ergänzend auch § 

30 Absatz 2b PfandBG. 

- 

��������������������������������������������
1  Auswirkungen einer Fälligkeitsverschiebung auf die Laufzeitenstruktur der Pfandbriefe / Verschiebungsszenario: 12 Monate. 
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§ 30 Abs. 2a PfandBG 31.12.22 31.12.21 

Befugnisse des Sachwalters 

bei Verschiebung der Fällig-

keit 

Der Sachwalter kann die Fälligkei-

ten der Tilgungszahlungen ver-

schieben, wenn die maßgeblichen 

Voraussetzungen nach § 30 Abs. 

2b PfandBG hierfür erfüllt sind. Die 

Verschiebungsdauer, welche einen 

Zeitraum von 12 Monaten nicht 

überschreiten darf, bestimmt der 

Sachwalter entsprechend der Erfor-

derlichkeit.  

 

Der Sachwalter kann die Fälligkei-

ten von Tilgungs- und Zinszahlun-

gen, die innerhalb eines Monats 

nach seiner Ernennung fällig wer-

den, auf das Ende dieses Monats-

zeitraums verschieben. 

Entscheidet sich der Sachwalter für 

eine solche Verschiebung, wird das 

Vorliegen der Voraussetzungen 

nach § 30 Abs. 2b PfandBG unwi-

derlegbar vermutet. Eine solche 

Verschiebung ist im Rahmen der 

Höchstverschiebungsdauer von 12 

Monaten zu berücksichtigen.  

 

Der Sachwalter darf von seiner Be-

fugnis für sämtliche Pfandbriefe ei-

ner Emission nur einheitlich 

Gebrauch machen. Hierbei dürfen 

die Fälligkeiten vollständig oder 

anteilig verschoben werden. Der 

Sachwalter hat die Fälligkeit für 

eine Pfandbriefemission so zu ver-

schieben, dass die ursprüngliche 

Reihenfolge der Bedienung der 

Pfandbriefe, welche durch die Ver-

schiebung überholt werden könn-

ten, nicht geändert wird 

(Überholverbot). Dies kann dazu 

führen, dass auch die Fälligkeiten 

später fällig werdender Emissionen 

zu verschieben sind, um das Über-

holverbot zu wahren. Siehe ergän-

zend auch § 30 Absatz 2a und 2b 

PfandBG. 

- 

 

� �
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Liquiditätskennzahlen (§ 28 Abs. 1 Nr. 6 PfandBG) 

�
 31.12.22 31.12.21 

Absolutbetrag der von null verschiedenen größten sich ergebenden negati-

ven Summe in den nächsten 180 Tagen i. S. d. § 4 Abs. 1a Satz 3 für die 

Pfandbriefe in Mio. EUR 

0,1 - 

Tag, an dem sich die größte negative Summe ergibt in Tagen 32 - 

Gesamtbetrag der Deckungswerte, welche die Anforderungen von § 4 

Abs. 1a Satz 3 PfandBG erfüllen in Mio. EUR 

11,5 - 

�
�
Weitere Deckungswerte (§ 28 Abs. 1 Nr. 8 bis 15 PfandBG) 

�
 31.12.22 31.12.21 

Sichernde Überdeckung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 PfandBG (barwertige Überde-

ckung) in Mio. EUR 

12,0 12,0 

davon im Inland in Mio. EUR 12,0 12,0 

davon in Österreich in Mio. EUR 0,0 0,0 

davon EU-Institutionen in Mio. EUR 0,0 0,0 

�
Das Wahlrecht nach § 19 PfandBG wird in unserem Haus nicht ausgeübt. 
�
�

 Mio. EUR 

31.12.22 31.12.21 

Überschreitungsbetrag hypothekarischer Deckung in Staaten, bei denen 

das Pfandbriefgläubigervorrecht nicht sichergestellt ist (§ 13 Abs. 1 

PfandBG ) 

0,0 0,0 

�
�

 in % 

31.12.22 31.12.21 

Prozentualer Anteil festverzinslicher Deckungswerte an der Deckungsmasse 97,21 97,27 

Prozentualer Anteil festverzinslicher Pfandbriefe an den zu deckenden  

Verbindlichkeiten 

100,00 100,00 

�
�

 in % 

31.12.22 31.12.21 

Anteil der rückständigen Deckungswerte gemäß Art. 178 Absatz 1 der Ver-

ordnung (EU) Nr. 575/2013 

0,0 0,0 

�
In den Deckungswerten sind keine Fremdwährungen enthalten. Angaben nach § 28 Abs. 1 
Nr. 14 PfandBG waren nicht erforderlich. 
�
�
�
�
�
�



 Seite 23 

Zusammensetzung der Deckungsmasse (§ 28 Abs. 3 Nr. 1 PfandBG) 

�
Gesamtbetrag der zur Deckung verwendeten 
Forderungen 

Mio. EUR 

31.12.22 31.12.21 
nach Größenklassen   

Bis einschließlich 10 Mio EUR 45,4 47,8 

mehr als 10 Mio EUR bis einschließlich 100 Mio. EUR 21,2 22,2 

mehr als 100 Mio. EUR  0,0 0,0 

Summe 66,6 70,0 
 

�
Übersicht über rückständige Forderungen (§ 28 Abs. 3 Nr. 3 PfandBG) 

 

Verteilung nach Staaten in Mio. EUR mindestens 90 Tage 

rückständige  

Leistungen 

Forderungen mit  

mindestens 5 %  

Rückstandsbetrag 

31.12.22 31.12.21 31.12.22 31.12.21 

Deutschland 0,0 0,0 0,0 0,0 

Summe 0,0 0,0 0,0 0,0 
 

�
Rückständige Leistungen nach Ländern und Schuldnerklassen Mio. EUR 

31.12.22 31.12.21 
Deutschland   

Staat 0,0 0,0 

Regionale Gebietskörperschaften 0,0 0,0 

Örtliche Gebietskörperschaften  0,0 0,0 

Sonstige Schuldner 0,0 0,0 

�
�  
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Aktivseite 

 

3. Forderungen an Kreditinstitute  

In dieser Position sind enthalten: 

 31.12.22 31.12.21 

TEUR 

Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht 

13.036 27.202 

darunter:    

   Forderungen an die eigene Girozentrale 12.915 27.089 

 

Die Unterposition b) - andere Forderungen - (ohne anteilige Zinsen) setzt sich nach Restlauf-

zeiten wie folgt zusammen: 

 TEUR 

bis drei Monate 825 

mehr als drei Monate bis ein Jahr 1.473 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 5.755 

mehr als fünf Jahre 50.343 

 

4. Forderungen an Kunden 

In dieser Position sind enthalten: 

 31.12.22 31.12.21 

TEUR 

Forderungen an verbundene Unternehmen 6.968 2.662 

Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht 42.390 29.057 

Nachrangige Forderungen  6.102 6.519 

darunter:   

   an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 5.602 6.019 

 

Diese Position (ohne anteilige Zinsen) setzt sich nach Restlaufzeiten wie folgt zusammen: 

 TEUR 

bis drei Monate 97.304 

mehr als drei Monate bis ein Jahr 261.363 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 1.374.832 

mehr als fünf Jahre 2.277.977 

mit unbestimmter Laufzeit 197.234 



 Seite 25 

5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 

In dieser Position sind enthalten: 

 31.12.22 31.12.21 

TEUR 

Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht 88.923 100.087 

Beträge, die in dem auf den Bilanzstichtag folgenden Jahr fällig wer-
den (ohne anteilige Zinsen) 138.228 115.821 

 

 TEUR 

Von den in dieser Position enthaltenen Wertpapieren sind börsennotiert 576.090 

Nicht mit dem Niederstwert bewertet sind Wertpapiere mit Buchwerten von zusam-
men 

334.842 

Der Zeitwert dieser so bewerteten Wertpapiere beläuft sich auf 319.367 

Wir gehen von einer nur vorübergehenden Wertminderung aus, da der Zeitwert bei 
diesen Wertpapieren unter deren Einlösungsbetrag bzw. fortgeführten Anschaffungs-
kosten liegt. 

 

 

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 

 TEUR 

Nicht mit dem Niederstwert bewertet sind Wertpapiere mit Buchwerten von zusam-
men 

300.000 

Der Zeitwert dieser so bewerteten Wertpapiere beläuft sich auf 275.110 

Wir gehen von einer nur vorübergehenden Wertminderung aus, da der Zeitwert der 
im Spezialfonds enthaltenen und im Rahmen einer Durchschau zum gemilderten Nie-
derstwert bewerteten festverzinslichen Wertpapiere unter deren Einlösungsbetrag 
bzw. fortgeführten Anschaffungskosten liegt. 

 

 

�  
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Anteile an Investmentvermögen 

An den folgenden Investmentvermögen halten wir mehr als 10 % der Anteile: 

Bezeichnung des Investmentvermögens 
Anlageziele Marktwert Buchwert 

Ausschüt- 
tungen im 

 Geschäftsjahr 

TEUR 

Barbarossa-FundMaster 
Gemischter Fonds (international), Renten, 
Aktien, Corporates, Futures, Derivate  262.177 262.177 6.200 

XAIA Credit Basis (I) 
Rentenfonds (international), Anleihen ein-
schließlich Derivate, Absicherungsgeschäfte 54.995 51.551 510 

LBBW AM-LCR Staufen 
Rentenfonds (international) 275.110 300.000 1.349 

Patrizia S-Real Estate Invest SCS 
Immobilienspezialfonds 32.696 27.940 2.000 

Deka Infrastrukturkredit1 
Unverbriefte Infrastukturdarlehensforderungen 28.312 28.312 334 

 

Für die dargestellten Investmentvermögen Barbarossa-FundMaster, XAIA Credit Basis (I),  

sowie LBBW AM-LCR Staufen lagen keine Beschränkungen in der Möglichkeit der täglichen 

Rückgabe vor. Für das Investmentvermögen Patrizia S-Real Estate Invest SCS ist die Rückgabe 

nur unter Abgabe einer Erklärung mit einer Rückgabefrist von zwölf Monaten (§ 255 KAGB) 

möglich. Sofern keine ausreichenden liquiden Mittel vorhanden sind, kann die Gesellschaft die 

Frist auf maximal 24 Monate verlängern, um Vermögensgegenstände zu liquidieren. Das In-

vestmentvermögen Deka Infrasturkturkredit kann monatlich unter Einhaltung einer Rückgabe-

frist von elf Monaten zurückgegeben werden. Je nach Ankündigungsfrist kann ein 

Rücknahmeabschlag von 4 % anfallen; ab einer Rückgabefrist von 24 Monaten wird kein Rück-

nahmeabschlag erhoben. 
 

9. Treuhandvermögen 

Das ausgewiesene Treuhandvermögen stellt in voller Höhe Forderungen an Kunden (Aktiv-

posten 4) dar. 

 

12. Sachanlagen 

In dieser Position sind enthalten: 

 TEUR 

im Rahmen der eigenen Tätigkeit genutzte Grundstücke und Gebäude 53.704 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 5.414 

 

��������������������������������������������
���Anlageaktien am Teilgesellschaftsvermögen der Deka Investors Spezialinvestmentaktiengesellschaft mit veränderlichem 

Kapital. 
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13. Sonstige Vermögensgegenstände 

In dieser Position sind enthalten: 

 31.12.2022 31.12.2021 

TEUR 

nachrangige Vermögensgegenstände 41 41 

 

14. Rechnungsabgrenzungsposten 

In dieser Position sind enthalten: 

 

�
31.12.2022 31.12.2021 

TEUR 

Unterschiedsbetrag zwischen Nennbetrag und höherem Auszah-
lungsbetrag von Forderungen 86 151 

Unterschiedsbetrag zwischen Erfüllungs- und niedrigerem Aus- 
gabebetrag von Verbindlichkeiten oder Anleihen 227 413 

 

Mehrere Positionen betreffende Angaben 

 TEUR 

Von den Vermögensgegenständen lauten auf Fremdwährung  19.663 

 

Verrechnung gemäß § 246 Abs. 2 HGB 

Die Sparkasse hat Wertpapiere, die ohne Verrechnung in Aktiva 6 auszuweisen gewesen wären, 

mit Anschaffungskosten in Höhe von 173 TEUR und beizulegenden Zeitwerten von 393 TEUR 

gemäß § 246 Abs. 2 HGB mit - ohne Verrechnung bei Passivposten 7 auszuweisenden - Alters-

versorgungsverpflichtungen (Erfüllungsbetrag 393 TEUR) verrechnet. Die in diesem Zusam-

menhang zu kompensierenden Aufwendungen (GV-Posten 12) und Erträge (GV-Posten 1) des 

Geschäftsjahres beliefen sich jeweils auf 71 TEUR. 

 

�  
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Anlagenspiegel  
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 Entwicklung des Anlagevermögens (Angaben in  TEUR) 
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gen 
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Umbuchun-
gen 

Immaterielle  
Anlagewerte  3.132 157 3 0 3.286 2.849 114 0 114 3 0 2.960 327 284 

Sachanlagen 171.430 1.046 5.509 0 166.967 100.676 4.365 0 4.365 4.733 0 100.308 66.659 70.754 

� � � � � � � � � � � � � � �
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Veränderungssaldo (§ 34 Abs. 3 RechKredV) 

(ohne anteilige 
Zinsen) 

Forderungen an  
Kreditinstitute - 50.000 50.000 

Forderungen an  
Kunden - - - 

Schuldverschrei-
bungen und andere 
festverzinsliche 
Wertpapiere 324.322 393.522 69.200 

Aktien und andere 
nicht festverzinsli-
che Wertpapiere 

300.138 440.352 140.215 

Beteiligungen 3.757 62.392 58.635 

Anteile an verbun-
denen Unterneh-
men 53 85.091 85.039 

Sonstige Vermö-
gensgegenstände - 41 41 

�
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Passivseite 

 

 

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

In dieser Position sind enthalten: 

 31.12.22 31.12.21 

TEUR 

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein 
Beteiligungsverhältnis besteht 548.649 553.276 

darunter:    

   gegenüber der eigenen Girozentrale 548.649 553.276 

 

 TEUR 

Der Gesamtbetrag der als Sicherheit übertragenen Vermögensgegenstände für in 
dieser Position enthaltene Verbindlichkeiten beläuft sich auf insgesamt 544.889 

 

Die Unterposition b) - mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist - setzt sich (ohne antei-

lige Zinsen) nach Restlaufzeiten wie folgt zusammen: 

 TEUR 

bis drei Monate 80.078 

mehr als drei Monate bis ein Jahr 104.868 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 233.790 

mehr als fünf Jahre 282.794 

 

 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

In dieser Position sind enthalten: 

 31.12.22 31.12.21 

TEUR 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 8.590 8.246 

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteili-
gungsverhältnis besteht 3.800 5.097 

 

 

�  
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Die Unterposition ab) - Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als drei Monaten 

- setzt sich (ohne anteilige Zinsen) nach Restlaufzeiten wie folgt zusammen: 

 TEUR 

bis drei Monate 1.357 

mehr als drei Monate bis ein Jahr 434.823 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 276 

mehr als fünf Jahre 347 

 

Die Unterposition bb) - andere Verbindlichkeiten mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungs-

frist - setzt sich (ohne anteilige Zinsen) nach Restlaufzeiten wie folgt zusammen: 

 TEUR 

bis drei Monate 106.927 

mehr als drei Monate bis ein Jahr 989 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 26.649 

mehr als fünf Jahre 30.050 

 

 

3. Verbriefte Verbindlichkeiten 

In dieser Position sind, soweit aus unseren Unterlagen erkennbar und unter der Voraus- 

setzung, dass der Erwerber die Papiere seinerseits nicht verkauft hat, enthalten: 

 31.12.22 31.12.21 

TEUR�

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteili-
gungsverhältnis besteht 251.436 271.322 

Beträge, die in dem auf den Bilanzstichtag folgenden Jahr fällig 
werden (ohne anteilige Zinsen) 66.000 48.900 

 

 

4. Treuhandverbindlichkeiten  

Bei den Treuhandverbindlichkeiten handelt es sich um Verbindlichkeiten gegenüber Kredit- 

instituten (Passivposten 1). 

 

 

�  
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6. Rechnungsabgrenzungsposten 

In dieser Position sind enthalten: 

 31.12.22 31.12.21 

TEUR 

Unterschiedsbetrag zwischen Nennbetrag und niedrigerem Auszah-
lungsbetrag von Forderungen 415 304 

 

Mehrere Positionen betreffende Angaben 

 TEUR 

Von den Schulden lauten auf Fremdwährung 13.951 

 

 

9. Nachrangige Verbindlichkeiten 

In dieser Position sind enthalten:  

 

 31.12.22 31.12.21 

TEUR 

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteili-
gungsverhältnis besteht 20.017 20.017 

 

 TEUR 

Für die in dieser Position ausgewiesenen Verbindlichkeiten sind Aufwendungen in 
folgender Höhe angefallen 

367 

 

Die Bedingungen der im Passivposten "Nachrangige Verbindlichkeiten" enthaltenen Mittelauf-

nahmen entsprechen Artikel 63 der Capital Requirements Regulation (CRR). Die Umwandlung 

in Kapital oder eine andere Schuldform ist in keinem Fall vereinbart oder vorgesehen. 

 

Die einzelnen Mittelaufnahmen, die jeweils 10% des Gesamtbetrags übersteigen, sind wie 

folgt ausgestattet (ohne anteilige Zinsen): 

 

Betrag 
TEUR 

Zinssatz 
% 

fällig am Vorzeitige Rückzahlungsverpflichtung 

20.000 1,835 15.12.2031 nein 
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Passivseite unter dem Strich 

 

1. Eventualverbindlichkeiten 

Im Posten „Eventualverbindlichkeiten“ sind im Unterposten b) „Verbindlichkeiten aus Bürg-

schaften und Gewährleistungsverträgen“ 6 Einzelposten von wesentlicher Bedeutung in Bezug 

auf die Gesamttätigkeit der Sparkasse enthalten; die Einzelbeträge liegen zwischen 

10.000 TEUR und 30.000 TEUR. Die übernommenen Verpflichtungen aus einer Bürgschaft und 

Kreditderivaten waren nicht zu passivieren, da keine Kreditereignisse eingetreten sind und wir 

aufgrund der Bonität der Kreditnehmer davon ausgehen, dass die zugrunde liegenden Ver-

pflichtungen erfüllt werden, und wir daher nicht in Anspruch genommen werden. 

 

�  
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

 
1. Zinserträge 

In dieser Position sind enthalten: 

 TEUR 

Periodenfremde Erträge:  

Close-Out-Zahlungen aus Zinsswaps 7.493 

Vorfälligkeitsentschädigungen 1.064 

Zinserstattungen früherer Jahre 465 

 

8. Sonstige betriebliche Erträge 

In dieser Position sind enthalten: 

 TEUR 

Periodenfremde Aufwendungen:  

Ausgleichszahlung aus Vergleichsvereinbarung 10.150 

Veräußerungsgewinne aus Grundstücken und Gebäuden 2.421 

 

10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 

In dieser Position sind enthalten: 

 TEUR 

Periodenfremde Aufwendungen:  

Zuführung zu den Rückstellungen für Pensionsanwartschaften 977 

Zuführung zu den Rückstellungen für laufende Pensionen 960 

 

12. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

In dieser Position sind enthalten: 

 TEUR 

Periodenfremde Aufwendungen:  

Zuführung Rückstellung aus gesetzlicher Altersteilzeit für Aufstockungsbeträge 2.510 

Zuführung Rückstellung Schadenersatzforderungen 1.855 

 

29. Bilanzgewinn 

Der Verwaltungsrat wird den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 in seiner Sitzung am 

18. September 2023 feststellen. Der Vorschlag für die Verwendung des Ergebnisses sieht vor, 

den Bilanzgewinn vollständig der Sicherheitsrücklage zuzuführen. 

 

Eine Ausschüttungssperre besteht nicht, da die Sicherheitsrücklage in Vorjahren bereits in ent-

sprechender Höhe dotiert wurde.�  
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Sonstige Angaben 

 

Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteiligungen 

Name, Sitz Höhe des  
Kapitalanteils 

Eigenkapital Jahresergebnis 

Landesbank Baden-Württemberg, 
Stuttgart, Karlsruhe, Mannheim, 
Mainz 0,23 % 

14.197 Mio. EUR 
     (31.12.2021)1 

+ 418 Mio. EUR 
(2021) 

Sparkassenverband 
Baden-Württemberg, Stuttgart 3,57 % 

 
-2 

 
-2 

SVB-Sparkassen-Versicherung  
Beteiligungs-GmbH Nr. 2, Stuttgart 15,19 % 

170.027 TEUR 
(30.09.2022) 

+10.470 TEUR 
(2021/2022) 

KSK GP Investment GmbH & Co. KG, 
Göppingen 100,00 % 

36.611 TEUR 
(31.12.2022)3 

+861 TEUR 
(2022) 3 

Augsburg Q40 GmbH & Co. KG,  
Göppingen 100,00 % 

31.037 TEUR 
(31.12.2022) 3 

+127 TEUR 
(2022) 3 

 

 

 

Der übrige Anteilsbesitz nach § 285 Nr. 11 HGB ist für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage von untergeordneter Bedeutung. 

 
Wir sind unbeschränkt haftende Gesellschafterin der RWSO-Grundstücksgesellschaft TBS der 

Württembergischen Sparkassenorganisation (GbR), Fellbach.  

 
Der Sparkassenverband Baden-Württemberg hat sich zusammen mit den weiteren Trägern 

quotal entsprechend seinem Stammkapitalanteil an der Bereitstellung von zusätzlichem 

Eigenkapital für die Landesbank Baden-Württemberg beteiligt. Als Mitglied des Sparkassen-

verbands Baden-Württemberg sind wir verpflichtet, über Umlagen den nicht anderweitig 

gedeckten Verbandsaufwand entsprechend dem maßgeblichen Umlageschlüssel abzudecken. 

Darüber hinaus sind wir Mitglied des Sicherungssystems der Deutschen Sparkassenorganisa-

tion, wobei das System der freiwilligen Institutssicherung beibehalten wurde. Zusätzlich erfüllt 

das Sicherungssystem auch die Anforderungen des Einlagensicherungsgesetzes. Aus diesen 

Verpflichtungen ist über die laufenden jährlichen Beitragsverpflichtungen hinaus derzeit ein 

akutes Risiko einer wesentlichen Inanspruchnahme nicht erkennbar.  

 
Zum Erwerb der Landesbank Berlin Holding AG (LBBH) durch die S-Finanzgruppe haben wir uns 

über den Deutschen Sparkassen- und Giroverband ö.K. (DSGV) an der Erwerbsgesellschaft der 

S-Finanzgruppe mbH & Co. KG (Erwerbsgesellschaft) als Kommanditistin unterbeteiligt. In 

diesem Zusammenhang besteht ein Aufwendungsersatzanspruch des DSGV gegenüber den 

Unterbeteiligten für den Fall dass die über die Erwerbsgesellschaft auszuschüttenden Dividen-

den der LBBH die laufenden Aufwendungen (im Wesentlichen aus der Fremdfinanzierung) 

nicht abdecken. Aktuell ist aus dieser Verpflichtung kein akutes Risiko einer Inanspruchnahme 

erkennbar.  

1 Konzernabschluss gemäß IFRS 
2 Keine Angabe gemäß § 286 Abs. 3 Satz 2 HGB 
��������	
����
����������������������������� 
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An dem Finanzdienstleistungsinstitut AFL Mobilien Leasing GmbH, Göppingen, halten wir 

unmittelbar Anteile die 5 % der Stimmrechte überschreiten.  

 

Derivative Finanzinstrumente 

Die am Bilanzstichtag noch nicht abgewickelten Termingeschäfte gliedern sich wie folgt: 

 Nominalbeträge 

Mio. EUR 

nach Restlaufzeiten Insgesamt 

bis 1 Jahr 1-5 Jahre > 5 Jahre  

Zinsbezogene Geschäfte     

OTC-Produkte     

 Zinsswaps 158,0 274,0 346,8 778,8 

Währungsbezogene Geschäfte     

OTC-Produkte     

 Devisentermingeschäfte 44,5 0,8 0,0 45,3 

Sonstige Geschäfte     

OTC-Produkte     

 
Credit Default Swaps 
(Sicherungsnehmerposition) 

26,0 33,0 0,0 59,0 

Insgesamt 228,5 307,8 346,8 883,1 

 

Die Devisentermingeschäfte wurden als gedeckte Auftragsgeschäfte mit Dienstleistungs- 

charakter und zur Absicherung von Bilanzbeständen (Deckungsgeschäfte) abgeschlossen. Bei 

den zinsbezogenen Termingeschäften handelt es sich ausschließlich um Deckungsgeschäfte. 

Die sonstigen Geschäfte sind ebenfalls dem Anlagebuch zugeordnet. 

 

Bei den Kontrahenten im Derivategeschäft per 31. Dezember 2022 handelt es sich um deut-

sche Kreditinstitute; bei den Kontrahenten der CDS handelt es sich um sonstige Kontrahenten. 

Zusätzlich wurden Devisengeschäfte (Devisentermingeschäfte) mit Kunden abgeschlossen. 
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Für die nicht zum beizulegenden Zeitwert bilanzierten Derivate ergeben sich folgende zusätz-

lichen Angaben nach § 285 Nr. 19 HGB: 

 Nominal- Zeitwerte1 Buchwerte 

 beträge Mio. EUR Mio. EUR 

 
Mio. EUR + ./. 

Options- 
prämie 

Rückstellung 
(P7) 

Zinsbezogene Geschäfte      

OTC-Produkte      

 Zinsswaps  778,8 82,3 1,4 - - 

Währungsbezogene Geschäfte      

OTC-Produkte      

 Devisentermingeschäfte 45,3 25,3 19,6 - - 

Sonstige Geschäfte      

OTC-Produkte 59,0 1,3 0,1   

 
Credit Default Swaps  
(Sicherungsnehmerposition)    - - 

Insgesamt 883,1 108,9 21,1 - - 

 

Bei OTC-gehandelten derivativen Finanzinstrumenten werden theoretisch ermittelte Werte als 

Zeitwerte angesetzt (Mark to Model Bewertung).  

 

Bei der Mark to Model Bewertung wird bezüglich der derivaten Finanzinstrumente wie folgt verfah-

ren: Zinsswaps werden in die Basisbestandteile Kuponanleihe und Floater zerlegt und unter 

Zugrundelegung entsprechender Zinsstrukturkurven getrennt bewertet. Der Barwert des 

Swaps ergibt sich dabei aus der Differenz der Barwerte der beiden Basisprodukte. 

 

Diese in die Zinsbuchsteuerung einbezogenen Derivate (zinsbezogene Geschäfte) wurden bei 

der verlustfreien Bewertung der zinsbezogenen Geschäfte des Bankbuchs (Zinsbuchs) be- 

rücksichtigt (vgl. Abschnitt „Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden“) und waren insoweit 

nicht gesondert zu bewerten. 

 

Die beizulegenden Zeitwerte der Kreditderivate werden nach der JPMorgan-Methodik be- 

wertet. Kern der Methodik ist, dass der vereinbarte Spread und der aktuelle faire Spread auf 

den jeweiligen Bewertungszeitpunkt abdiskontiert werden. Die Differenz der Barwerte der 

beiden Cash Flow-Reihen bildet den Zeitwert des Credit Default Swaps. Dabei wird der faire 

Spread anhand der Ausfallwahrscheinlichkeit des Referenzschuldners ermittelt, die aus histo-

rischen Ausfallzeitreihen (bei nicht marktgängigen Adressen) oder gehandelten Marktspreads 

(implizite Ausfallwahrscheinlichkeit, bei Vorhandensein eines liquiden Marktes für die 

Adresse) abgeleitet werden. 

��������������������������������������������
��Ohne anteilige Zinsen 
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Latente Steuern 

�
Aufgrund abweichender Ansatz- und Bewertungsvorschriften zwischen Handels- und Steuer-

bilanz bestehen zum Bilanzstichtag Steuerlatenzen. Dabei wird der Gesamtbetrag der künfti-

gen Steuerbelastungen durch absehbare Steuerentlastungen überdeckt. Ein Ausweis passiver 

latenter Steuern war insoweit nicht erforderlich, auf den Ansatz aktiver latenter Steuern hat die 

Sparkasse entsprechend § 274 Abs. 1 HGB verzichtet. Die wesentlichen künftigen Steuerbelas-

tungen resultieren aus bilanziellen Ansatzunterschieden im Rahmen der Investmentbesteue-

rung. Die zum Ausgleich der künftigen Steuerbelastungen benötigten absehbaren künftigen 

Steuerentlastungen ergeben sich aus unterschiedlichen bilanziellen Ansätzen bei Rückstellun-

gen. Der Ermittlung der latenten Steuern wurde ein Steuersatz von 28,681 % (Körperschaft- 

und Gewerbesteuer zzgl. Solidaritätszuschlag) zugrunde gelegt. Aus Beteiligungen an Perso-

nengesellschaften resultierende, lediglich der Körperschaftsteuer und dem Solidaritätszuschlag 

unterliegende Differenzen wurden bei den Berechnungen mit einem Steuersatz von 15,825 % 

berücksichtigt. 

 

 
Abschlussprüferhonorare 

Für das Geschäftsjahr wurden von unserem Abschlussprüfer für folgende Leistungen Honorare 

berechnet: 

 TEUR 

für die Abschlussprüfung 
zzgl. aperiodische Honorare für die Abschlussprüfung 

312 
21 

für andere Bestätigungen 43 

für die Steuerberatung 25 

für sonstige . 

�

 

�  
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Mitarbeiter/innen 

Im Jahresdurchschnitt wurden beschäftigt: 

 Anzahl 

Vollzeitkräfte 478 

Teilzeit- und Ultimokräfte 358 

Auszubildende 48 

Insgesamt 884 

 

 
Bezüge / Kreditgewährungen an Vorstand und Verwaltungsrat 

 

Den Mitgliedern des Vorstandes wurden für ihre Tätigkeit im Berichtsjahr Gesamtbezüge in 

Höhe von 914 TEUR gewährt.  

 

Für die früheren Mitglieder des Vorstandes bzw. deren Hinterbliebene wurden Versorgungs-

bezüge in Höhe von 904 TEUR bezahlt. Für diese Personengruppe bestehen Pensions- 

rückstellungen in Höhe von 14.238 TEUR.  

 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhielten für Ihre Tätigkeit im Berichtsjahr Gesamtbezüge 

in Höhe von 168 TEUR. 

 

Den Mitgliedern des Vorstandes wurden Kredite in Höhe von 444 TEUR gewährt. 

 

An die Mitglieder des Verwaltungsrates wurden Kredite in Höhe von 2.180 TEUR ausgereicht. 

 

�  
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Organe der Sparkasse 

Verwaltungsrat 

Vorsitzender Edgar Wolff, Landrat des Landkreises Göppingen  

1. Stellvertreter Hans-Peter Maichle, Geschäftsführer i. R.  

2. Stellvertreterin Martina Stahl, Architektin 

Mitglieder Gerd Allmendinger, Sparkassenangestellter1 

Sascha Binder, Mitglied des Landtags Baden-Württemberg, Rechtsanwalt  

Reinhard Büchner, Diplom-Pädagoge 

Raimund Bühler, Rechtsanwalt 

Georg Gallus jun., selbstständiger Landwirt 

Regine Görne, selbstständige Kauffrau 

Erich Kierstein, Sparkassenangesteller1 

Dorothea Kraus-Prause, Diplom-Pädagogin 

Alexandra Mehler, Sparkassenangestellte1 

Kurt Moll, Geschäftsführer i. R. 

Dagmar Passek, Sparkassenangestellte1 

Sven Fuchs, Sparkassenangestellter1 

Fred Strafela, Sparkassenangestellter1 

Gerhard Ueding, Bürgermeister a. D., selbstständiger Berater für Kommunen, 
Behörden und Unternehmen 

Michael Weller, Polizeibeamter 

� �

��������������������������������������������
1 Vertreter/in der Mitarbeiter/innen 
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Anlage zum Jahresabschluss gemäß § 26a Abs. 1 Satz 2 KWG  
zum 31. Dezember 2022  

("Länderspezifische Berichterstattung") 
 

Die Kreissparkasse Göppingen hat keine Niederlassungen im Ausland. Sämtliche nachfolgende 

Angaben entstammen dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 und beziehen sich aus-

schließlich auf ihre Geschäftstätigkeit als regional tätige Sparkasse in der Bundesrepublik 

Deutschland. Die Tätigkeit der Kreissparkasse Göppingen besteht im Wesentlichen darin, Ein-

lagen oder andere rückzahlbare Gelder von Privat- und Firmenkunden entgegenzunehmen und 

Kredite für eigene Rechnung zu gewähren. 

 

Die Kreissparkasse Göppingen definiert den Umsatz als Saldo aus der Summe folgender Kom-

ponenten der Gewinn- und Verlustrechnung nach HGB: Zinserträge, Zinsaufwendungen, lau-

fende Erträge aus Aktien etc., Erträge aus Gewinngemeinschaften etc., Provisionserträge, 

Provisionsaufwendungen, Nettoertrag/-aufwand des Handelsbestands und sonstige betrieb- 

liche Erträge. Der Umsatz beträgt für den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2022 

161.881 TEUR. 

 

Die Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfänger in Vollzeitäquivalenten beträgt im Jahresdurch-

schnitt 884. 

 

Der Gewinn vor Steuern beträgt 20.601 TEUR.  

 

Die Steuern auf den Gewinn betragen 13.093 TEUR. Die Steuern betreffen laufende Steuern. 

 

Die Kreissparkasse Göppingen hat im Geschäftsjahr keine öffentlichen Beihilfen erhalten.  


















